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Stefan Schlauß 

Die Aufgaben des Bundesamts 
für Justiz im internationalen 
Kindschaftsrecht 
Aktuelle Entwicklungen in der Fallpraxis 

Das Bundesamt für Justiz (BfJ)1 als Bundesoberbehörde im Geschäfts­
bereich des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 
ist nicht nur zentraler Dienstleister der Bundesjustiz, sondern erfüllt auch 
vielfältige Aufgaben als Ansprechpartner für den internationalen Rechts­
verkehr. Mit dem nachfolgenden Beitrag soll ein kurzer Überblick über ak­
tuelle Entwicklungen bei den im Bundesamt für Justiz wahrgenommenen 
Aufgaben im Auslandsunterhalt, im internationalen Sorgerecht sowie bei 
Auslandsadoptionen gegeben werden. Das Bundesamt wird insoweit als 
Zentrale Behörde tätig, eine Einrichtung, die sich in verschiedenen inter­
nationalen Rechtsinstrumenten für die grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit gut bewährt hat. 

INHALT  
I. Auslandsunterhalt 

1. Zentrale Behçrde nach dem AUG 

2. Fallzahlentwicklung 

3. Aktuelle Änderungen des AUG 

II. Internationales Sorgerecht 

1. Zentrale Behçrde nach dem 
IntFamRV 

2. Fallzahlenentwicklung 

III. Auslandsadoption 

1. Bundeszentralstelle ffr Auslands­
adoption 

2. Fallzahlenentwicklung 

& I. Auslandsunterhalt 

Unterhaltsverfahren machen längst nicht mehr 
vor nationalen Grenzen halt. Mit steigender 
Tendenz werden Unterhaltsansprüche grenz­
überschreitend geltend gemacht. Das Bundes­
amt für Justiz (BfJ) in Bonn ist als Zentrale Be­
hörde nach dem Gesetz zur Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen im Verkehr mit aus­
ländischen Staaten (Auslandsunterhaltsgesetz – 
AUG)2 ein wichtiger Kooperationspartner für 
Bürger, Jugendämter und Unterhaltsvorschuss­
kassen zur Realisierung von Auslandsunterhalt. 
Das BfJ fungiert insbesondere als Empfangs-

Der Autor ist Leiter der Abteilung für Internationales 
Zivilrecht im Bundesamt für Justiz. 

und Übermittlungsstelle von Unterhaltsansprü­
chen und unterstützt die Berechtigten bei der 
Durchsetzung ihrer Unterhaltsansprüche. Dies 
erleichtert in der Praxis die grenzüberschreiten­
de Rechtsverfolgung. Für seine Tätigkeit er­
hebt es grundsätzlich keine Gebühren. Unter­
haltsgelder können damit ungeschmälert an 
das unterhaltsberechtigte Kind ausgezahlt 
werden. 

1. Zentrale Behörde nach dem 
AUG 

Aufgabe des Bundesamts für Justiz ist es, als 
Zentrale Behörde nach dem AUG die Unter­
haltsberechtigten bei der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche zu unterstützen.3 Es ist möglich, 
sowohl eine erstmalige Titulierung des Unter­
haltsanspruchs zu erlangen und aus diesem 
Titel zu vollstrecken als auch eine bereits er­
gangene Entscheidung anerkennen zu lassen 
und aus dieser zu vollstrecken. 

Die Antragstellung für in Deutschland leben­
de Unterhaltsberechtige (ausgehende Anträ­
ge) wird durch die Amtsgerichte am Sitz des 
Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk der An­
tragsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, unterstützt.4 Das Vorprüfungsgericht in­
formiert und berät, welche Möglichkeiten zur 
Beitreibung von Unterhalt im Ausland beste­
hen und welche Unterlagen hierfür erforder­
lich sind. Nach der Vorprüfung leitet das 
Amtsgericht den Antrag an das BfJ weiter. 
Das BfJ prüft die Antragsunterlagen, fordert 
ggf. fehlende Unterlagen nach und übermit­

telt diese an die ausländische Kontaktbehörde 
zur weiteren Durchsetzung. 

Umgekehrt empfängt das BfJ bei eingehenden 
Ersuchen den Antrag einer im Ausland leben­
den unterhaltsberechtigten Person von einer 
ausländischen Kontaktbehörde. Das BfJ unter­
nimmt alle geeigneten Schritte, um den Unter­
haltsanspruch durchzusetzen. Die Zentrale Be­
hörde gilt als bevollmächtigt, im Namen 
der unterhaltsberechtigten Person – gerichtlich 
und außergerichtlich – tätig zu werden. Der 
Zentralen Behörde stehen alle Befugnisse eines 
Verfahrensvertreters zu, wie etwa die Rege­
lung des Unterhaltsanspruchs im Wege eines 
Vergleichs, die Entgegennahme eines Aner­
kenntnisses oder die Stellung von Anträgen 
bei Gericht zur Durchsetzung oder Vollstre­
ckung der Unterhaltsforderungen. 

Je nachdem, in welchem Staat sich die Betei­
ligten aufhalten, richten sich die einzuleiten­
den Verfahren nach unterschiedlichen Rechts­
grundlagen: 

•	 Die größte praktische Bedeutung hat die 
Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 
18.12.2008 über die Zuständigkeit, das an­
wendbare Recht, die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen und die 
Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (EG­
Unterhaltsverordnung).5 Auf der Grundlage 
dieser Verordnung kooperiert das BfJ mit 
den Zentralen Behörden aller EU-Mitglied­
staaten (für Dänemark gilt eine Ausnahme). 
Eine wesentliche Neuerung ist, dass für Un­
terhaltstitel nach Inkrafttreten der EG-Un­
terhaltsverordnung kein Exequaturverfahren 
im Ausland mehr notwendig ist. Ein solcher 
Titel kann mithin vereinfacht durchgesetzt 
werden. Wird ein Antrag nach der EG-
Unterhaltsverordnung über das BfJ in das 
europäische Ausland weitergeleitet, so hat 
dies den Vorteil, dass in den meisten Fällen 
für Unterhaltsansprüche im anderen Mit­
gliedstaat automatisch, d.h. ohne nähere Prü­
fung der Vermögensverhältnisse oder der Er­
folgsaussichten, Prozesskostenhilfe gewährt 
wird.6 

•	 Das New Yorker UN-Übereinkommen von 
1956 über die Geltendmachung von Unter­
haltsansprüchen im Ausland7 ist im Ver­

1 www.bundesjustizamt.de.
 
2 Auslandsunterhaltsgesetz vom 23.5.2011 (BGBl. I S. 898),
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2015 (BGBl. I 
S. 2018). 

3 Vgl. www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt. 
4 §§ 7 ff. AUG. 
5 ABl. L 7/1 vom 10.1.2009. 
6 Vgl. zum übergangsrechtlichen Anwendungsbereich 

der VO sowie zum Prüfungsumfang deutscher Ge­
richte aus der obergerichtlichen Rspr. zuletzt BGH, 
Beschl. v. 23.9.2015, FamRZ 2015, 2144. 

7 BGBl. 1959 II S. 150. 
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hältnis zu 65 Vertragsstaaten anwendbar, Auslandsunterhaltsvorgänge im BfJ: 
wobei der Vorrang der EG-Unterhaltsver­

0 

500 

1000 

1500 

2000 

2500 

3000 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Antragsteller 

Akten 

......

ordnung zu beachten ist. Praktisch bedeut­
sam ist das Übereinkommen z.B. im Ver­
hältnis zur Schweiz und Türkei. 

•	 Das Haager Übereinkommen über die in­
ternationale Geltendmachung der Unter­
haltsansprüche von Kindern und anderen 
Familienangehörigen vom 23.11.20078 ist 
erst seit dem 1.8.2014 für Deutschland an­
wendbar. Neben der EU und ihren Mit­
gliedstaaten gehören dem Übereinkommen 
bislang Albanien, Bosnien und Herzegowi­
na, Norwegen und Ukraine an. Die EG-Un­
terhaltsverordnung genießt innerhalb der 
EU Vorrang. Mit zunehmender Anzahl der 
Vertragsstaaten wird dieses neue Überein­
kommen an Bedeutung gewinnen. 

•	 Soweit kein internationales Übereinkommen 
greift, wurde mit einzelnen Staaten, bei de­
nen ein erhebliches Bedürfnis bestand, die 
förmliche Gegenseitigkeit verbürgt. Das be­
trifft 48 Bundesstaaten der USA, elf ka­
nadische Provinzen sowie Südafrika. Dabei 
wurde eine Lösung aufgegriffen, die sich in­
nerhalb der USA im Verhältnis der US-Bun­
desstaaten und in Kanada im Verhältnis der 
Provinzen zueinander bewährt hatte. 

In den Beziehungen zur USA steht eine wich-

Eingehende Ersuchen 2015
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tige Änderung bevor: Das Haager Unterhalts­
übereinkommen soll voraussichtlich noch in 
2016 durch die USA ratifiziert werden und 
sodann auch im Verhältnis zu Deutschland 
gelten. Dadurch wird das Haager Unterhalts­
übereinkommen von 2007 deutlich an Be­
deutung gewinnen. Der Umsetzungsprozess 
in den USA kommt zügig voran. Fast alle US-
Bundesstaaten haben inzwischen die Umset­
zungsgesetzgebung verabschiedet. Mit dem 
Inkrafttreten des Übereinkommens im Ver­
hältnis zu den USA wird das BfJ auch inso­
weit Zentrale Behörde. 

2. Fallzahlentwicklung 

Insbesondere mit dem Inkrafttreten der EG-
Unterhaltsverordnung am 18.6.2011 sind die 
Fallzahlen im BfJ sprunghaft angestiegen. 
Aktuell unterstützt das BfJ in über 9.000 Ver­
fahren über 12.000 Antragsteller bei der Gel­
tendmachung ihrer gesetzlichen Unterhalts­
ansprüche im In- und Ausland. In 2014 und 
2015 kamen jeweils rund 2.000 neue Verfah­
ren hinzu, in denen die Unterstützung des BfJ 
in Anspruch genommen wurde (jeweils über 
2.500 neue Antragsteller). 

Der größte Teil sowohl der neu eingeleiteten 
Verfahren als auch der beim BfJ anhängigen 
Verfahren betrifft Ersuchen nach der EG-Un­
terhaltsverordnung. Gleichzeitig sinkt – wenn 
auch nicht in gleichem Umfang – die Anzahl 
der Verfahren nach dem UN-Unterhaltsüber­
einkommen von 1956, da die EG-Unterhalts­
verordnung für die EU-Mitgliedstaaten vor­
rangig gilt. 

Rund zwei Drittel der insgesamt anhängigen 
Verfahren betrifft eingehende Ersuchen, bei 
denen sich die unterhaltsberechtigte Person 
gewöhnlich im Ausland aufhält und der Un­
terhaltspflichtige im Inland ansässig ist. Rund 
ein Drittel der anhängigen Verfahren sind 
ausgehende Ersuchen.9 

Dieses Verhältnis von ein- und ausgehenden 
Ersuchen spiegelt sich auch bei den in 2015 
neu eingeleiteten Verfahren wider. Knapp 
Dreiviertel (1.472) der in 2015 neu eingelei­
teten Verfahren entfallen auf Fälle, in denen 
sich die Unterhaltsberechtigten im Ausland 
aufhalten und der Unterhalt in Deutschland 
geltend gemacht werden soll. Hierbei handelt 
es sich überwiegend um Ersuchen aus Polen 
(44 %). Zweitwichtigster Kooperationspart­
ner ist Österreich (20 %). 

Bei mehr als einem Viertel (535) der in 2015 
neuen Verfahren handelt es sich um Fälle, 
in denen sich die Unterhaltsberechtigten in 
Deutschland aufhalten und der Unterhalt 
im Ausland geltend gemacht werden soll. 
Bei diesen ausgehenden Ersuchen ist die 

USA der bedeutendste Kooperationspartner. 
Weitere besonders häufige Partnerstaaten, 
in die vom BfJ Ersuchen übermittelt werden, 
sind die Schweiz, Österreich sowie das Ver­
einigte Königreich. 

3. Aktuelle Änderungen des AUG 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Unter­
haltsrechts und des Unterhaltsverfahrens­
rechts sowie zur Änderung der Zivilprozess­
ordnung und kostenrechtlicher Vorschriften 
vom 20.11.201510 wurde auch das AUG in 
einigen praktisch relevanten Punkten geän­
dert: 

Zum einen nahm der Gesetzgeber die Ent­
scheidung des EuGH vom 18.12.2014 in den 
verbundenen Rechtssachen C-400/13 und 
C-408/1311 zum Anlass, die Entscheidung zu 

8 ABl. EU 2011 Nr. L 192 S. 51. 
9 Daneben bietet auch das DIJuF Service- und Bera­

tungsleistungen für seine Mitglieder zum Auslands­
unterhalt an. 

10 BGBl. 2015 I S. 2018. 
11 NJW 2015, 683 = FamRZ 2015, 639. 
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Ausgehende Ersuchen 2015
 

bekräftigen, die Zuständigkeit für Auslands­
unterhaltssachen zur Verwirklichung der Zie­
le einer ordnungsgemäßen Rechtspflege und 
der Effektivität der Durchsetzung von Un­
terhaltsansprüchen zum Schutz der Unter­
haltsberechtigten bei den Amtsgerichten zu 
konzentrieren, die für den Sitz eines Ober­
landesgerichts zuständig sind.12 Indem der 
Gesetzgeber § 28 AUG insoweit unverändert 
gelassen hat, wird eine Wertung getroffen, 
die der Gerichtshof im Tenor als Grundlage 
einer zulässigen Konzentration gerichtlicher 
Zuständigkeiten bezeichnet.13 Es verbleibt 
daher auch in Ansehung der EuGH-Entschei­
dung bei der schon bisher existenten Zustän­
digkeitskonzentration. Im Übrigen wurde 
zur Vermeidung von Missverständnissen der 
Begriff „ausschließlich“ in § 28 Abs. 1 AUG 
und § 35 Abs. 1 AUG gestrichen, da nicht ge­
wollt ist, Gerichtsstandsvereinbarungen oder 
die Begründung eines Gerichtsstands durch rü­
geloses Einlassen zu unterbinden. 

Zum anderen wurden u.a. Klarstellungen zum 
Umfang der Vorprüfung durch die Gerichte 
vorgenommen. In der Praxis hatten sich Zweifel 
ergeben, wie der Umfang der Vorprüfung 
durch die Gerichte abzugrenzen ist. Durch die 
vorgenommene Ergänzung14 wird klargestellt, 
dass die Vorprüfung sich (zumindest) auf die 
obligatorischen Voraussetzungen, denen ein 
Rechtshilfeantrag nach der EG-Unterhaltsver­
ordnung bzw. nach dem Haager Unterhalts­
übereinkommen von 2007 genügen muss, zu 
erstrecken hat. Hierunter kann in der Praxis z.B. 
die Vollständigkeit der Unterlagen fallen. Beste­
hen für die Zentrale Behörde hier Zweifel, so 
leitet sie die sich ergebenden Fragen dem Vor­
prüfungsgericht zur erneuten Prüfung zu. Ähn­
liches gilt für die Frage, wie zu verfahren ist, 
wenn nach einer Übersendung des Ersuchens 
durch die Zentrale Behörde an die ausländische 
Zentrale Behörde von dort Rückfragen zum 
Sachverhalt übermittelt werden. Die ergänzen­
de Regelung legt fest, dass auch insoweit, wie 
zuvor bei der Zusammenstellung des Antrags, 

48% 
Sonstge 

20% 
USA 

Schweiz 

8% 

es Sache des Vorprüfungsgerichts ist, den Sach­
verhalt vollständig zu ermitteln.15 Danach hat 
grundsätzlich auch die „Folgekorrespondenz“ 
über das Vorprüfungsgericht zu erfolgen. 

& II. Internationales Sorgerecht 

Mit der steigenden Anzahl von Ehen und 
Lebensgemeinschaften zwischen Menschen 
unterschiedlicher Nationalität haben auch 
die Streitigkeiten um die elterliche Sorge für 
Kinder aus solchen Beziehungen zugenom­
men. Dabei ist es nicht selten, dass ein El­
ternteil nach der Trennung von dem ande­
ren den Staat des gemeinsamen Wohnsitzes 
mit den gemeinsamen Kindern ohne ent­
sprechende Sorgerechtsregelung eigenmäch­
tig verlässt. Sowohl ein solches Verbringen 
der gemeinsamen Kinder in einen anderen 
Staat (vielfach den Heimatstaat des entzie­
henden Elternteils) als auch ein widerrecht­
liches Zurückhalten der Kinder dort, z.B. 
nach einem Ferienaufenthalt, stellt den an­
deren Elternteil vor vollendete Tatsachen. Ei­
ne vergleichbare Konfliktlage kann in den 
Fällen entstehen, in denen einem Elternteil 
die Ausübung seines Rechts auf Umgang mit 
dem im Ausland lebenden Kind durch den 
anderen Elternteil verweigert oder erschwert 
wird. In solchen Fällen bietet das BfJ um­
fangreiche Hilfestellung an. 

1. Zentrale Behörde nach dem 
IntFamRV 

Das BfJ ist nach dem Internationalen Famili­
enrechtsverfahrensgesetz (IntFamRVG) vom 
26.1.200516 Zentrale Behörde nach 

•	 dem Haager Kindesentführungsübereinkom­
men von 1980 (HKÜ)17 

•	 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 (Brüs­
sel-IIa-Verordnung)18 

•	 dem Europäischen Sorgerechtsübereinkom­
men von 1980 (ESÜ)19 sowie 

•	 dem Haager Kinderschutzübereinkommen 
von 1996 (KSÜ).20 

Auf der Grundlage dieser Regelungen unter­
stützt das BfJ insbesondere die unmittelbare 
Rückführung entführter oder unrechtmäßig 
zurückgehaltener Kinder, die Anerkennung 
und Vollstreckung von Sorgerechtsentschei­
dungen sowie die grenzüberschreitende Durch­
setzung des Rechts zum persönlichen Umgang 
mit Kindern.21 Dabei gilt bei eingehenden 
Ersuchen die deutsche Zentrale Behörde zum 
Zwecke der Rückführung des Kindes nach 
dem HKÜ kraft Gesetzes als bevollmächtigt, 
im Namen der antragstellenden Person selbst 
oder im Weg der Untervollmacht durch Ver­
treter gerichtlich oder außergerichtlich tätig zu 
werden. Bei ausgehenden Ersuchen leitet das 
BfJ Anträge auf Rückführung von Kindern 
nach Deutschland an die ausländischen Zen­
tralen Behörden weiter und unterstützt die 
Antragsteller im weiteren Verfahren. 

Das HKÜ hat zum Ziel, Kinder vor den nach­
teiligen Folgen eines widerrechtlichen Ver­
bringens in einen anderen Vertragsstaat oder 
eines Zurückhaltens dort zu schützen. Das 
Übereinkommen hat über 90 Vertragsstaa­
ten.22 Ziel ist es, das Kind so schnell wie 
möglich in den Staat des bisherigen gewöhn­

12	 Bereits in der Gesetzesbegründung zum AUG 
2011 hatte der Gesetzgeber diese Konzentration 
der Zuständigkeit begründet: „Durch die Zustän­
digkeitskonzentration sollen eine besondere Sach­
kunde und praktische Erfahrungen bei den zentra­
lisierten Familiengerichten gefördert werden . . .  

Eine Konzentration erleichtert und vereinfacht fer­
ner die Zusammenarbeit und Kommunikation der 
Amtsgerichte mit der zentralen Behörde (BT-Drs. 
17/4887, S. 42). 

13 BT-Drs. 18/5918, S. 23 f.
 
14 §§ 9 ff. AUG n.F.
 
15 BT-Drs. 18/5918, S. 23.
 
16 BGBl. 2005 I S. 162.
 
17 Haager Übereinkommen vom 25.10.1980 über die
 

zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesent­
führung, BGBl 1990 II S. 206, 207. 

18	 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 über die Zustän­
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfah­
ren betreffend die elterliche Verantwortung vom 
3.10.2003, ABl EU L 338 vom 23.12.2003, 1. 

19 Luxemburger Europäisches Übereinkommen vom 
20.5.1980 über die Anerkennung und Vollstre­
ckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für 
Kinder und die Wiederherstellung des Sorgeverhält­
nisses, BGBl 1990 II S. 206, 220. 

20 Haager Übereinkommen vom 19.10.1996 über die 
internationale Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verant­
wortung und der Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern, BGBl 2009 II S. 602. 

21 Siehe www.bundesjustizamt.de/sorgerecht. 
22	 Vgl. www.hcch.net. Aktuell praktisch bedeutsam ist 

der zum 1.4.2016 in Kraft getretende Beitritt der Rus­
sischen Föderation zum HKÜ (BGBl. 2016 II S. 235). 
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lichen Aufenthalts zurückzubringen. Wird ein 
Kind aus Deutschland in einen anderen Ver­
tragsstaat entführt, so kann der hier zurück­
gebliebene Elternteil sich mit der Bitte an das 

600 

BfJ wenden, ihn bei der Rückführung des 
Kindes zu unterstützen.23 Auch im Verhältnis 500 

zu den anderen Mitgliedstaaten der EU gilt 
für die Rückführung eines Kindes das HKÜ. 400 
Dieses wird jedoch seit dem 1.3.2005 in ih­
rem Anwendungsbereich durch die Brüssel­
IIa-Verordnung ergänzt. 

300 

Existiert bereits eine Sorgerechtsentscheidung 200 
aus einem anderen EU-Mitgliedstaat (für 
Dänemark gilt eine Ausnahme), die dem zu­ 100 
rückgelassenen Elternteil die Alleinsorge oder 
jedenfalls das Aufenthaltsbestimmungsrecht 0 
für das Kind zuspricht oder eine gerichtliche 
Herausgabeanordnung zugunsten dieses El­
ternteils, so kann die Rückkehr des Kindes 
auch durch die grenzüberschreitende Aner­
kennung und Vollstreckbarerklärung dieser 
Entscheidung nach der Brüssel-IIa-Verord­
nung erreicht werden. Die Verordnung regelt 
die Pflicht, in einem EU-Mitgliedstaat ergan­
gene Sorgerechts- und Kindesherausgabeent­
scheidungen in einem anderen EU-Mitglied­
staat anzuerkennen und zu vollstrecken. Die 
Brüssel-IIa-Verordnung hat in ihrem Anwen­
dungsbereich Vorrang gegenüber dem KSÜ 
und dem ESÜ. Die letztgenannten Überein­
kommen finden daher nur außerhalb des An­
wendungsbereichs der Brüssel-IIa-Verordnung 
Anwendung. 

Verfahren in internatonalen Sorgerechtskonflikten
 

HKÜ-Verfahren 
(Rückführung und Umgang), 
ggf. i.V.m. Brüssel II a-VO 

Brüssel II a-VO (ohne HKÜ; 
u.a. grenzüberschreitende 
Unterbringungen, 
Sozialberichte) 

KSÜ
 

ESÜ
 

2012 2013 2014 2015 

HKÜ-Rückführungsverfahren 2015 
(ab 15 Verfahren) 
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ankreich Neben den Verfahren, in denen die Brüssel­
IIa-Verordnung ggf. in Verbindung mit dem 
HKÜ angewendet wird, existiert insbesondere 
nach Art. 55, 56 der Brüssel-IIa-Verordnung 
ein bedeutsamer eigener Anwendungsbereich 
in der Zusammenarbeit der Zentralen Behör­
den. Hierunter fallen in der Praxis etwa die 
grenzüberschreitende Einholung von Sozial­
berichten sowie das Konsultationsverfahren 
vor einer grenzüberschreitenden Unterbrin­
gung Minderjähriger. 

2. Fallzahlenentwicklung 

Die Fallzahlen in Rückführungs- und Um­
gangsverfahren nach dem HKÜ (ggf. i.V.m. 
der Brüssel-IIa-VO) sind weitgehend kon­
stant. In 2015 wurden 425 neue HKÜ-Ver­
fahren eingeleitet, hiervon jeweils etwa zur 
Hälfte eingehende und ausgehende Verfah­
ren.24 Mehr als vier Fünftel der Verfahren 
sind auf Rückführung eines Kindes gerichtet, 
im Übrigen auf Umgang.25 Verfahren nach 
dem KSÜ oder dem ESÜ spielen in der Praxis 
nur eine untergeordnete Rolle. 

Die wichtigsten HKÜ-Partnerländer sind Po­
len, Türkei und die USA. Bei eingehenden 

Verfahren steht Polen an erster Stelle, bei 
ausgehenden Verfahren die Türkei. 

Soweit bei eingehenden Ersuchen Rückfüh­
rungsverfahren nach dem HKÜ in 2013 einge­
leitet wurden, die inzwischen abgeschlossen 
sind, wurden 53 % durch Gerichtsverfahren, 
im Übrigen außergerichtlich erledigt. In den 
Gerichtsverfahren endeten 72 % mit einer 
Rückführungsanordnung oder einer gericht­
lichen Einigung, 16 % endeten mit einer ge­
richtlichen Ablehnung der Rückführung und 
12 % mit einer Antragsrücknahme. Soweit das 
Verfahren außergerichtlich erledigt wurde, en­
deten 30 % mit einer freiwilligen Rückkehr 
des Kindes oder einer Einigung der Parteien. 
Die gerichtliche Bearbeitungsdauer vor deut­
schen Gerichten bei eingehenden HKÜ-Rück­
führungsverfahren ist im internationalen Ver­
gleich erfreulich kurz: Von der Antragstellung 
bei deutschen Gerichten bis zur Entscheidung 
der ersten Instanz vergingen in 2014 durch­
schnittlich nur rund sechs Wochen, bis zu ei-

Fr

ner rechtskräftigen Entscheidung knapp zehn 
Wochen. 

Bei den Erledigungen in ausgehenden HKÜ-
Rückführungsverfahren, die 2013 eingeleitet 
wurden, führten 56 % der abgeschlossenen 
Gerichtsverfahren zu einer Rückführungs­
anordnung nach Deutschland oder einer ge­
richtlichen Einigung, 39 % endeten mit einer 
gerichtlichen Ablehnung der Rückführung 
und 5 % mit einer Antragsrücknahme. Bei ei­
ner außergerichtlichen Erledigung endeten 
45 % mit einer freiwilligen Rückkehr des Kin­
des nach Deutschland oder einer Einigung 
der Parteien. 

Unabhängig von den HKÜ-Verfahren ist 
die Anzahl neuer Verfahren in der Zusam­

23 Die in mehreren Sprachen vorhandenen Antrags­
formulare können unter www.bundesjustizamt.de/ 
sorgerecht heruntergeladen werden. 

24 2015: 204 eingehende Verfahren, 221 ausgehende 
Verfahren. 

25 358 Rückführungsverfahren (85 %); 67 Umgangs­
verfahren (15 %). 

5 : 2016 ZKJ Kindschaftsrecht und Jugendhilfe 165 

http:www.bundesjustizamt.de
http:Umgang.25


..............................................................................................................................................................................................................................................................................................................
Aufsätze : Beiträge : Berichte......

menarbeit der Zentralen Behörden nach der 
Brüssel-IIa-Verordnung deutlich angestiegen 
(2015: 500 Verfahren im Vergleich zu 2014: 
365). Dabei übersteigen die ausgehenden 
Verfahren die eingehenden deutlich. Dies ist 
insbesondere auf die hohe Anzahl von grenz­
überschreitenden Unterbringungen deutscher 
Jugendlicher im Ausland und die zugenom­
mene Sensibilisierung der Jugendämter für das 
in diesen Fällen anzuwendende Konsultations­
verfahren zurückzuführen. Beabsichtigen deut­
sche Jugendämter die Unterbringung eines 
Kindes in einem anderen EU-Mitgliedstaat (für 
Dänemark gilt eine Ausnahme), ist nach Art. 
56 der Brüssel-IIa-Verordnung unter bestimm­
ten Voraussetzungen unter Mitwirkung des BfJ 
die vorherige Zustimmung der zuständigen 
Behörden des Staates einzuholen, in dem das 
Kind untergebracht werden soll. Da innerhalb 
der EU sehr unterschiedliche Kinder- und 
Jugendhilfesysteme sowie pädagogische Kon­
zepte existieren, erweist es sich in der Praxis 
teilweise schwierig, die erforderlichen Zustim­
mungen aus dem Ausland zu erhalten. Jedoch 
kann nur durch die konsequente Einhaltung 
dieses durch EU-Recht vorgeschriebenen Kon­
sultationsverfahrens vor der Unterbringung der 
Kinder im Ausland erreicht werden, dass die 
Kooperation mit den entsprechenden Aufnah­
mestaaten funktioniert und ein gemeinsames 
Verständnis über die Maßnahmen erreicht 
wird.26 

& III. Auslandsadoption 

In Deutschland ist das Haager Übereinkom­
men vom 29.5.1993 über den Schutz von 
Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Ge­
biet der internationalen Adoption (HAÜ)27 seit 
dem 1.3.2002 und damit seit nunmehr rund 
14 Jahren in Kraft. Die Zahl der Vertragsstaa­
ten hat sich seitdem mehr als verdoppelt, von 
ehemals 43 auf heute nahezu 100.28 

Das Übereinkommen findet nach Art. 2 An­
wendung auf Adoptionsverfahren, bei denen 
ein Kind unter 18 Jahren, welches seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt in einem Vertrags­
staat des Übereinkommens („Heimatstaat“) 
hat, von Ehegatten oder einer Einzelperson 
adoptiert wird, die in einem anderen Ver­
tragsstaat („Aufnahmestaat“) leben. Eine in­
ternationale Adoption in diesem Sinne liegt 
vor, wenn für das Kind mit der Adoption ein 
Wechsel seines Aufenthalts von einem Staat 
in einen anderen verbunden ist. Dabei spielt 
keine Rolle, ob der Aufenthaltswechsel vor 
dem Adoptionsausspruch oder danach statt­
findet oder ob die Adoption im Herkunfts­
oder im Aufnahmestaat ausgesprochen wird. 

Ebenso wenig ist die Staatsangehörigkeit der 
Beteiligten entscheidend. 

1. Bundeszentralstelle für 
Auslandsadoption 

Zur Verwirklichung seiner Ziele sieht auch das 
Haager Adoptionsübereinkommen ein institu­
tionalisiertes System Zentraler Behörden zur 
Zusammenarbeit zwischen den Behörden des 
Heimatstaates und des Aufnahmestaates bei 
der Überprüfung der Situation des Kindes 
und seiner zukünftigen Adoptiveltern vor.29 

In Deutschland sind dem BfJ die Aufgaben 
der Bundeszentralstelle für Auslandsadoption 
(BZAA) übertragen worden.30 Die Bundes­
zentralstelle für Auslandsadoption31 ist im 
Rahmen des Übereinkommens Empfangs-
und Weiterleitungsstelle, an die Mitteilungen 
und Anfragen aus den Vertragsstaaten ge­
richtet werden können. Sie koordiniert die 
Tätigkeit der verschiedenen inländischen Stel­
len bei allgemeinen Fragen der internationa­
len Zusammenarbeit. Sie ist an Verfahren vor 
den Familiengerichten zur Anerkennungs­
und Wirkungsfeststellung von Auslandsadop­
tionen nach § 5 Abs. 3 Satz 4 AdWirkG32 

beteiligt. Dieses Verfahren sieht zur verbindli­
chen Feststellung der Existenz und der recht­
lichen Wirkungen eines Kindschaftsverhältnis­
ses eine förmliche Entscheidung über die 
Feststellung der Anerkennung und der Wir­
kungen einer im Ausland oder nach auslän­
dischen Vorschriften vollzogenen Adoption 
vor. Es gilt für Vertragsstaaten ebenso wie für 
Nichtvertragsstaaten des Übereinkommens. 
Nach der Auslandsadoptions-Meldeverord­
nung33 werden zu meldende internationale 
Adoptionen in einer beim BfJ geführten Da­
tenbank erfasst.34 

Die Wahrnehmung der Aufgabe der Einzelfall­
vermittlung eines Kindes aus dem Ausland 
obliegt nicht der Bundeszentralstelle für 
Auslandsadoption, sondern den Zentralen 
Adoptionsstellen der Landesjugendämter, den 
Adoptionsstellen der örtlichen Jugendämter, 
soweit die für sie zuständige Zentrale Adop­
tionsstelle des Landesjugendamts ihnen die in­
ternationale Adoptionsvermittlung im Verhält­
nis zu einem Staat oder im Einzelfall gestattet 
hat sowie den staatlich anerkannten Auslands­
vermittlungsstellen der freien Träger im Rah­
men der ihnen erteilten besonderen Zulas­
sung. In der Praxis wird in Deutschland die 
operative Vermittlungstätigkeit zu etwa 80 % 
von den anerkannten Auslandsvermittlungs­
stellen geleistet, im Übrigen von den Zentralen 
Adoptionsstellen der Landesjugendämter. Da­
rüber hinaus spielen die zur Auslandsvermitt­
lung ebenfalls berechtigten örtlichen Jugend­

ämter und ausländische Vermittlungsstellen 
bei der Auslandsvermittlung keine Rolle. 

2. Fallzahlenentwicklung 

Obwohl sich der Kreis der Vertragsstaaten 
stark erweitert hat, sind Auslandsadoptionen 
in Deutschland ebenso wie in Europa und 
weltweit stark rückläufig. Aussagekräftige 
Gesamtzahlen sind schwierig zu erlangen, zu­
mal die Zahl der unbegleiteten Adoptionen 
nach wie vor nicht unerheblich ist.35 

Ein Anknüpfungspunkt für eine zahlenmäßige 
Betrachtung der Entwicklung im internationa­
len Adoptionsgeschehen aus deutscher Sicht 
ist die Meldedatenbank nach der Auslands­
adoptions-Meldeverordnung (AuslAdMV), die 
bei der Bundeszentralstelle für Auslandsadop­
tion im BfJ gepflegt wird. Hier hat sich die 
Anzahl von rund 800 im Jahr 2002 auf rund 
240 im Jahr 2014 reduziert. Für 2015 liegt 
die Zahl bislang unter 200, die Meldefrist für 
2015 lief jedoch bei der Erstellung dieser Ver­
öffentlichung noch.36 

Als weitere Erkenntnisquelle können die Er­
kenntnisse aus den Verfahren auf Anerken­
nung einer ausländischen Adoption nach dem 
Adoptionswirkungsgesetz dienen, an denen die 
Bundeszentralstelle für Auslandsadoption be­
teiligt ist. Die Zahlen liegen höher, da sie ne­
ben begleiteten auch unbegleitete Adoptionen 
sowie im Ausland durchgeführte Inlandsadop­
tionen mit Beteiligung deutscher Adoptiveltern 
und Altfälle (vor 2002) umfassen. Von jeweils 
über 1.000 Verfahren pro Jahr in der Anfangs­
phase bis 2007 ist die Anzahl der Anerken­
nungsverfahren, an denen die Bundeszentral­
stelle beteiligt wurde, im Jahr 2014 auf 480 
und im Jahr 2015 auf rund 400 gesunken.37 

Die Ursachen für den signifikanten Rückgang 
der Auslandsadoption, der nicht nur Deutsch­
land, sondern ebenso Europa betrifft und 

26 U.a. dieser Bereich dürfte voraussichtlich auch Ge­
genstand der bevorstehenden Revision der Brüssel-
IIa-VO werden, die in 2016 mit einem Vorschlag 
der Kommission anlaufen soll. 

27 BGBl. 2001 II S. 1035.
 
28 95 Vertragsstaaten (Stand Dezember 2015), vgl.
 

www.hcch.net. 
29 Art. 6 HAÜ. 
30 § 1 Abs. 1 AdÜbAG. 
31 www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption. 
32 Gesetz über Wirkungen der Annahme als Kind nach 

ausländischem Recht (Adoptionswirkungsgesetz – 
AdWirkG) vom 5.11.2001, BGBl. I S. 2950. 

33 Auslandsadoptions-Meldeverordnung vom 11.11.2002, 
BGBl. I S. 4394. 

34 Vgl. § 2a Abs. 6 AdVermiG. 
35 Nur ein Teil der Auslandsadoptionen sind daher 

durch Statistiken erfassbar, vgl. auch Statistisches 
Bundesamt, www.destatis.de. 

36 Vgl. dreimonatige Meldefrist nach § 6 Abs. 2 Ausl-
AdMV. 

37 2015: 396 Verfahren, abgestellt auf Eingangsdatum 
in der BZAA. 
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Entwicklung von Auslandsadoptionen: 
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weltweit zu beobachten ist, dürften vielfältig 
sein. Teilweise sind die Ursachen auf Ver­
änderungen in den Herkunftsstaaten der Kin­
der zurückzuführen. In manchen klassischen 
Herkunftsstaaten hat sich das Bewusstsein im 
Verhältnis zur Auslandsadoption gewandelt. 
Die Bereitschaft, Kinder durch Adoption in 
andere Staaten wegzugeben, wird zuneh­
mend kritischer gesehen. Die stetig angestie­
gene Anzahl der Vertragsstaaten ist unter 
Beachtung des sogenannten Subsidiaritäts­
prinzips deutlich zurückhaltender mit der 
Freigabe von Kindern zur Adoption ins Aus­
land geworden. Zum anderen haben sich die 
Verfahren im Zuge der konventionsgerechten 
Abwicklung verkompliziert. Dazu kommt ein 
verändertes Anforderungsprofil insbesondere 
in Bezug auf Alter und Gesundheit der Kin­
der. Dies stellt zusätzliche Anforderungen an 
die Bewerber. Insbesondere ist weiter der 
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Verhältnis von Adoptionen aus Vertragsstaaten zu Nichtvertragsstaaten in 2015: 

Fortschritt im Bereich der Reproduktions­
medizin – von künstlicher Befruchtung über 
Samen-, Eizell- und Embryonenspenden bis 
hin zu Uterustransplantationen – unüberseh­
bar. Letztlich dürfte die – in Deutschland ver­
botene – Leihmutterschaft bei dem Rückgang 
der Auslandsadoption eine Rolle spielen.38 

56% 

44% 

Verfahren nach dem 
AdWirkG 

Vertrags­
staaten Nichtvertrags­

staaten 
74% 

26% 

Abschlussmeldungen nach 
der AuslAdMV 

Vertragsstaaten 

Nichtvertrags­
staaten 

Heimatstaaten ab 15 Adoptonen in 2015
 

Der überwiegende Anteil der Adoptionsfälle 
stammt aus Vertragsstaaten. Dies spiegelt 
die zugenommene Anzahl an Vertragsstaa­
ten zum Haager Adoptionsübereinkommen 
wider. 

Trotz des starken Rückgangs der aus Russ­
land erfolgten Adoptionen bleibt die Russi­
sche Föderation als Nichtvertragsstaat der 
wichtigste Heimatstaat. Weitere wichtige 
Herkunftsstaaten sind aktuell Thailand und 
Haiti. 

Soweit das BfJ an Anerkennungsverfahren 
beteiligt ist, ist der Anteil der nicht durch eine 
Fachstelle begleiteten Adoption weiterhin 
hoch. Seit dem Jahr 2013 liegt der Anteil der 
unbegleiteten sogar über dem der begleiteten 
Adoptionen, was auch mit der Erhöhung des 

(Anerkennungsverfahren nach AdWirkG)
 

43 
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afrika 

28 
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4033 
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Anteils der zur Anerkennung gestellten aus­
ländischen Inlandsadoptionen zusammenhän­
gen dürfte. In 2015 wurden 44 % der Adop­
tionen (173) in Verfahren, an denen die 
BZAA nach dem AdWirkG beteiligt wurde, 
durch eine Fachstelle begleitet, bei 56 % 
handelte es sich um eine unbegleitete Adop­
tion (einschließlich ausländische Inlandsadop­
tionen und Altfälle).39 

38 Vgl. zur Leihmutterschaft die Entscheidung des 
BGH vom 10.12.2014, NJW 2015, 479 = FamRZ 
2015, 240. 

39 Die 10. Fachtagung des BfJ zur Auslandsadoption 
in Zusammenarbeit mit den Zentralen Adoptions­
stellen der Landesjugendämter und den anerkann­
ten Auslandsvermittlungsstellen am 27./28.1.2016 
hat sich für ein gesetzliches Verbot unbegleiteter 
Auslandsadoptionen ausgesprochen. 
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Die weitere Entwicklung des internationalen 
durch Fachstelle begleitete / unbegleitete Adopton Adoptionsgeschehens ist schwer prognosti­

zierbar. Das Bundesministerium für Familien, 
Altälle 1% Zentrale Adoptonsstellen 

4% 

39% 

1% 

31% Anerkannte 
Auslandsver-

mi lungsstellen Ausländische 
Inlandsadoptonen 

Senioren, Frauen und Jugend hat in Zusam­
menarbeit mit dem Deutschen Jugendinstitut 
e.V. ein Expertise- und Forschungszentrum 
Adoption (EFZA) eingerichtet. Basierend auf 
der Vereinbarung im Koalitionsvertrag zwi­
schen CDU, CSU und SPD für die 18. Legisla­
turperiode ist das übergreifende Ziel des EF­
ZA, Möglichkeiten der Weiterentwicklung des 
Adoptionswesens aufzuzeigen und eine adop­
tionsfreundliche Praxis zu fördern.40 

24% 
unbegleitet 

40 www.dji.de/EFZA. 
Jugendämter 
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